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Die neue (alte) Schuldenarchitektur 
 
Im Falle einer untragbaren Schuldensituation können Staaten im Gegensatz zu 
überschuldeten Privatpersonen oder Unternehmen nicht auf ein einheitliches, 
rechtsstaatliches Verfahren zurückgreifen. Stattdessen müssen Schuldnerstaaten 
Umschuldungsverhandlungen mit verschiedenen Gläubigern in verschiedenen 
Gremien und nach unterschiedlichen Regeln führen. Daran hat auch die Schaffung 
des Common Framework der G20-Staaten grundsätzlich nichts geändert.  
 
Wenngleich es also keine völkerrechtlich bindenden Vereinbarungen gibt, wie ein 
Land bei Rückzahlungsschwierigkeiten Umschuldungsverhandlungen führen soll, 
hat sich – nicht zuletzt auf Druck und im Interesse der Gläubiger – folgendes 
Verfahren etabliert:  
 

• Die wichtigsten bilateralen öffentlichen Gläubiger haben sich in informellen 
Gremien zusammengeschlossen und verhandeln gemeinsam darüber, in 
welchem Umfang sie dem Schuldnerstaat Schuldenerleichterungen (in Form 
von Schuldenstreichungen, Zinssenkungen und/oder 
Laufzeitverlängerungen) zugestehen. Der Pariser Club umfasst aktuell 22 – 
vor allem westliche – Gläubigerstaaten. Im 2020 neu geschaffenen Common 
Framework koordinieren sich die Pariser-Club Mitgliedstaaten gemeinsam 
mit den weiteren G20-Staaten, darunter China.  
 

• Das Common Framework steht nicht allen kritisch verschuldeten Ländern 
offen: Aus politischen Gründen ist das Rahmenwerk auf die 73 
einkommensschwächsten Länder beschränkt. Das bedeutet, dass ein Land 
mit Gläubigerregierungen außerhalb des Pariser Clubs, wie zum Beispiel 
China oder Indien, bilateral verhandeln muss. Ansonsten gelten jedoch 
ähnliche Regeln für die Verhandlungen (siehe im Folgenden). Lediglich Sri 
Lanka – eigentlich nicht für das G20 Common Framework qualifiziert – ist 
aktuell ein Sonderfall, als sich dort für Verhandlungen mit öffentlichen 
bilateralen Gläubigern ein öffentlichen Gläubigerkomitee aus Mitgliedern 
des Pariser Clubs und relevanten G20-Staaten wie Indien gebildet hat.1 An 
den Ergebnissen und dem Ziel der nachhaltigen Wiederherstellung von 
Schuldentragfähigkeit hat dies jedoch kaum etwas geändert.  
 

• Die Mitgliedsstaaten des Pariser Clubs und des Common Framework 
verpflichten die Schuldnerländer, ein IWF-Kreditprogramm aufzunehmen 
und die darin vorgesehenen Politikmaßnahmen umzusetzen, um über 
Schuldenerleichterungen zu verhandeln. Ohne ein IWF-Programm gibt es 
keine Verhandlungen. 
 

 
1 Das G20-Mitglied China hat jedoch nur als Beobachter teilgenommen. 
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• Damit kommt dem IWF eine zentrale Rolle in Umschuldungsverhandlungen 
zu: Er berechnet den Erlassbedarf und legt damit fest, wie die Kosten 
zwischen der Bevölkerung des Landes (durch inländische 
Anpassungsmaßnahmen) und den ausländischen Gläubigern (durch 
Schuldenerleichterungen) aufgeteilt werden. Eine verbindliche 
menschenrechtliche Folgeabschätzung führt der IWF bei der Berechnung des 
Entschuldungsbedarfs nicht durch.  
 

• Dabei gibt es je nach Einkommen des Landes Unterschiede bei der 
Berechnung des Erlassbedarfs: Für einkommensschwache Staaten hat der 
IWF folgende standardisierte Grundlage festgelegt: 

o Die Umschuldung soll das Überschuldungsrisiko auf ein „mittleres 
Risiko“ senken. Dies bedeutet, dass die Schuldenindikatoren bei einer 
vom IWF für wahrscheinlich gehaltenen Entwicklung in den nächsten 
drei bis fünf Jahren unter den vom IWF festgelegten 
Tragfähigkeitsgrenzen eines „mittleren Überschuldungsrisikos“ 
bleiben.2 
 

• Für Länder, die nicht als einkommensschwach gelten und deren 
Schuldentragfähigkeit daher vom IWF unter einem anderen 
Schuldentragfähigkeitsrahmenwerk beurteilt wird, gibt es keine solchen 
Zielwerte. Dadurch können Tragfähigkeitsziele flexibler und 
gläubigerfreundlicher ausgelegt werden. Deutlich wird dieser Unterschied 
zwischen Sambia und Sri Lanka, die zwar insgesamt ähnliche Merkmale 
aufweisen, aber nach unterschiedlichen Tragfähigkeitsrahmen beurteilt 
werden (siehe Fallanalysen).  
 

• Die bilateralen öffentlichen Gläubiger im Pariser Club und im Common 
Framework erklären, dass sie sich bei der Entscheidung, in welchem Umfang 
sie Erleichterungen an das Schuldnerland gewähren, an den Berechnungen 
des IWF orientieren. Eine verbindliche Selbstverpflichtung, den von IWF als 
notwendig berechneten Erleichterungsbedarf dann auch tatsächlich zu 
gewähren, besteht jedoch nicht. 
 

• In Umschuldungsvereinbarungen zwischen öffentlichen bilateralen 
Gläubiger und dem Schuldnerland werden sogenannte 
Gleichbehandlungsklauseln aufgenommen, die das Schuldnerland 
verpflichten, vergleichbare Zugeständnisse von anderen bilateralen 

 
2 In präzisierten Richtlinien des IWF von August 2024 für seine Mitarbeiter*innen wurde zudem das Ziel 
formuliert, die Schuldenerleichterungen so umfangreich zu gestalten, dass  „Raum für Schocks“ entsteht, 
sodass nur wirklich extreme Schocks – zum Beispiel eine Naturkatastrophe – dazu führen, dass die Grenzwerte 
eines mittleren Überschuldungsrisikos wieder überschritten werden.2 Der Gedanke: Je weiter darunter, desto 
mehr Möglichkeiten, mit externen Schocks nachhaltig umzugehen, ohne gleich wieder eine Schuldenkrise zu 
riskieren. Allerdings wird diese sinnvolle Richtlinie in einem weiteren Papier wenige Monate später nicht mehr 
erwähnt; im IWF-Vorstand und damit betroffenen Mitgliedsstaaten, die mit Schuldnerländern über ihre 
Forderungen verhandeln, gab es zu diesem Punkt offensichtlich keinen Konsens. Das zeigt einmal mehr den 
Interessenskonflikt, in dem der IWF als Richtliniengeber und gleichzeitig als gläubigerdominiertes Gremium 
steht. 
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öffentlichen und privaten Gläubigern einzufordern. Dahinter steht der 
Gedanke, dass die von öffentlicher Seite gewährten Erleichterungen nicht 
dazu dienen sollen, die Gewinne privater oder anderer öffentlicher 
Gläubiger zu finanzieren. Die Definition von „Vergleichbarkeit“ bleibt jedoch 
umstritten und ist immer wieder Thema u. a. bei dem von den G20 
geschaffenem „Global Sovereign Debt Roundtable“. 
 

• Manchmal werden Klauseln in die Vereinbarung zwischen den öffentlichen 
bilateralen Gläubigern und dem Schuldnerland aufgenommen, um den 
Gleichbehandlungsdruck zu erhöhen, etwa dass das Land so lange im 
Zahlungsverzug gegenüber privaten Gläubigern bleibt, bis vergleichbare 
Zugeständnisse erreicht werden.3  
 

• Das Schuldnerland hat jedoch keine rechtlichen oder politischen 
Grundlagen, um die Beteiligung unkooperativer Gläubiger zu erzwingen. Die 
Verantwortung, private Gläubiger zu einer vergleichbaren Beteiligung zu 
bewegen, wird damit einseitig von den öffentlichen bilateralen Gläubigern 
auf die Schuldnerstaaten verlagert. Daran haben auch Reformbemühungen 
der G20, zum Beispiel im Rahmen des „Global Sovereign Debt Roundtable“, 
nichts geändert; rechtliche, finanzielle oder politische Mittel für 
Schuldnerländer wurden bislang diesbezüglich nicht ausgeweitet. Aus 
diesem Grund ist es in der Vergangenheit oft nicht gelungen, vergleichbare 
Zugeständnisse anderer Gläubiger zu erwirken.4 
 

• Über multilaterale Schulden (etwa bei der Weltbank) wird in der Regel nicht 
verhandelt: Sie sind wegen des beanspruchten „bevorzugten 
Gläubigerstatus“ prinzipiell ausgenommen.  

 
Grundsätzlich wird dem IWF in dieser gerade beschriebenen Schuldenarchitektur 
eine zentrale Rolle beim Erkennen und Lösen von Schuldenkrisen im Globalen 
Süden zugeteilt. Denn auch wenn der IWF kein (völker-)rechtliches Monopol auf die 
Erstellung von Schuldentragfähigkeitsanalysen hat, so erhält er doch ein quasi-
rechtliches Monopol dadurch, dass öffentliche bilaterale Gläubiger die Aufnahme 
eines Kreditprogramms beim IWF als Bedingung für Umschuldungsverhandlungen 
verlangen und davon auch nicht abweichen. Denn wenn das Schuldnerland ein 
Kreditprogramm beantragt, ist die Schuldentragfähigkeitsanalyse des IWF 
entscheidend, weil davon sein Ja oder Nein zur Kreditvergabe abhängt und weil 
dann Finanzmittel des IWF im Spiel sind.  
 

 
3 Vgl. „Global Sovereign Debt Roundtable Cochairs Progress Report“, 12. Oktober 2023,  
4 Siehe zum Beispiel das statistische Update des IWFs zur Umsetzung der HIPC-Initiative von August 2019: 
„Dennoch haben Gläubiger, die etwa 43 Prozent des gesamten erwarteten Schuldenerlasses von Nicht-Pariser-
Club-Gläubigern repräsentieren, entweder keinen Schuldenerlass gewährt oder weniger als 40 Prozent des 
erwarteten Betrags im Rahmen der HIPC-Initiative bereitgestellt. Die Beteiligung kommerzieller Gläubiger an 
der HIPC-Initiative war schwach“ (eigene Übersetzung aus dem Englischen), vgl. IWF (2019): „IMF Policy Paper: 
Heavily Indebted Poor Countries (HIPC) Initiative and Multilateral Debt Relief Initiative (MDRI) – Statistical 
update“. 

https://www.imf.org/-/media/Files/Miscellaneous/gsdr-cochairs-progress-report-october-12-2023.ashx
https://www.imf.org/-/media/Files/Publications/PP/2019/PPEA2019028.ashx
https://www.imf.org/-/media/Files/Publications/PP/2019/PPEA2019028.ashx
https://www.imf.org/-/media/Files/Publications/PP/2019/PPEA2019028.ashx
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Dem IWF werden häufig Interessenskonflikte vorgeworfen, da er einerseits als 
eigenständiger Kreditgeber auftritt, andererseits im IWF Hauptanteilseigner 
dominieren, sodass zum Beispiel seine Kreditprogramme nicht konsequent an 
Schuldenrestrukturierungen geknüpft werden, wenn die Schuldensituation eines 
Landes kritisch ist. Indem der IWF bei Anzeichen einer nicht mehr tragfähigen 
Situation Kreditprogramme genehmigt, ohne sie mit 
Schuldenrestrukturierungsverhandlungen zu verbinden, fördern er und seine 
mächtigen Mitgliedsstaaten, die die Kreditprogramme bewilligen, die Vermeidung 
von eigentlich notwendigen Umschuldungen. Darüber hinaus beschönigt der IWF 
die Schuldensituation häufig durch optimistische Annahmen und eine 
umfangreiche Haushaltskonsolidierung und rechnet damit gleichzeitig 
Schuldenerlasse für die Gläubiger klein.5  
 
 
 
 
 
 
 

 
5 Vgl. u. a. Rehbein, K. (2023): „Mehr Verantwortung wagen. Die Rolle des IWF bei der Verzögerung von 
Schuldenkrisen“, in: Schuldenreport 2023, Misereor und erlassjahr.de. 

https://erlassjahr.de/wordpress/wp-content/uploads/2023/03/SR23-Mehr-Verantwortung-wagen.pdf
https://erlassjahr.de/wordpress/wp-content/uploads/2023/03/SR23-Mehr-Verantwortung-wagen.pdf

